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Kündigungsfrist bei außerordentlicher Kündigung 
 

Kündigt ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer während der sechsmonatigen Wartezeit 
außerordentlich, kann der Arbeitnehmer hiergegen nur innerhalb von drei Wochen per 
Kündigungsschutzklage vorgehen. Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall eines 
Kraftfahrers entschieden, der nach vorheriger Abmahnung von seinem Arbeitgeber eine 
fristlose Kündigung wegen Arbeitsverweigerung erhielt. Hiergegen reichte der Arbeit-
nehmer aber erst nach Ablauf der Dreiwochenfrist Kündigungsschutzklage ein. In seiner 
Begründung verweist das Gericht darauf, dass die Kündigungsschutzklage nur innerhalb 
der Dreiwochenfrist geltend gemacht werden könne. Nach Fristablauf gelte die außeror-
dentliche Kündigung als wirksam, sodass eine Überprüfung des Kündigungsgrundes 
entfalle. Die früher abweichende Rechtsprechung zur Kündigungsfrist sei durch das 
2004 geänderte Kündigungsschutzgesetz nicht mehr anwendbar. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 28. Juni 2007; Az.: 6 AZR 873/06) 
 
 
Kündigung bei Diebstahl 
 
Kündigt ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer mit der Begründung, der Arbeitnehmer ha-
be einen Diebstahl begangen und haben Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht die 
Rechtmäßigkeit dieser Kündigung bestätigt, reicht es für eine Revision nicht aus, wenn 
der Arbeitnehmer lediglich den Diebstahl bestreitet und auf die erstinstanzlichen Be-
weisangebote Bezug nimmt. Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall eines Autover-
käufers entschieden, dem vom Arbeitgeber mit der Begründung gekündigt wurde, er 
habe 1.600 Euro gestohlen. Nachdem Arbeitsgerichte in erster und zweiter Instanz die 
Kündigung für rechtmäßig erklärt hatten, versuchte der Arbeitnehmer die Kündigung mit 
einer Revision zu Fall zu bringen. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, 
dass das pauschale Bestreiten des Diebstahls und die Erneuerung der erstinstanzlichen 
Beweisangebote nicht ausreiche. Vielmehr hätte eine ordnungsgemäße Begründung der 
Revision eine argumentative Auseinandersetzung mit den erstinstanzlichen Erwägun-
gen des Gerichts, der zugrunde liegenden Indizien und Schlussfolgerungen notwendig 
gemacht und aufzeigen müssen, inwieweit diese fehlerhaft seien. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 25. April 2007; Az.: 6 AZR 436/05) 
 
 
Bei Kündigung Schriftform und Zugang beachten 
 
Will ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer aus betriebsbedingten Gründen kündigen, hat 
er die Möglichkeit, das Kündigungsschreiben persönlich auszuhändigen. Dabei reicht es 
aber nicht aus, das Originalkündigungsschreiben lediglich zur Ansicht zu überlassen 
und nur eine Kopie zu übergeben. Das hat das Landesarbeitsgericht Düsseldorf im Fall  
eines Büromaterialproduktionsunternehmens entschieden, das nach einem Brand in 
einer Produktionshalle einem Teil der Arbeitnehmer betriebsbedingt gekündigt hatte. In 
seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass eine in der gesetzlich vorge-
schriebenen Schriftform erstellte Kündigung nicht zugegangen sei, wenn das Original-
schreiben nur zur Ansicht vorgelegt und eine Kopie übergeben werde. Die Formvor 
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schrift der Übergabe (vgl. § 130 Abs. BGB) verlange die Erlangung der Verfügungsge-
walt über das formgerechte Kündigungsschreiben. Darüber hinaus sei die Kündigung 
auch wegen unzureichender Sozialauswahl ungerechtfertigt, weil die Betriebsbereiche 
Produktion und Versand unzulässigerweise als eigenständige Betriebe behandelt wor-
den seien. Damit sei der auswahlrelevante Personenkreis fehlerhaft bestimmt worden. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 18. April 2007; Az.: 12 Sa 132/07) 
 
 
Verdachtskündigung setzt eindeutige Indizien voraus 
 

Will ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer wegen Verdachts der Unterschlagung kündi-
gen, muss für diese Kündigung eine eindeutige Indizienlage bestehen. Das hat das 
Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz im Fall eines Mitarbeiters in einer Waschanlage 
entschieden, dem der Arbeitgeber fristlos gekündigt hatte nachdem er eine Differenz 
zwischen den Einnahmen und der Anzahl der ausgegebenen Waschmünzen bemerkt 
hatte. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass eine Verdachtskündigung 
zwar keinen vollständigen Beweis einer Straftat erfordere, aber zumindest aussagekräf-
tige Indizien. Daran fehle es, wenn der Arbeitnehmer geltend mache, dass auch andere 
Personen Zugang zu den Waschmünzen gehabt hätten und der Arbeitgeber diesen 
Hinweis nicht widerlegt habe. Dann sei nicht ausgeschlossen, dass die Differenz auch 
anders erklärt werden könne als vom Arbeitgeber angenommen. Der für eine Ver-
dachtskündigung notwendige Indizienbeweis sei damit nicht erbracht. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz vom 16. Februar 2007; Az.: 8 Sa 
724/06) 
 
 
Anteilige Abfindungszahlung bei Teilzeitbeschäftigung 
 
Bietet ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern das Ausscheiden aus dem Arbeitsverhält-
nis gegen Abfindungszahlung an, liegt in der anteiligen Berücksichtigung von Teilzeitbe-
schäftigungsphasen entsprechend dem Beschäftigungsumfang keine unzulässige Be-
nachteiligung. Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall einer Flugbegleiterin entschie-
den, deren Arbeitgeber ihr nach 14-jähriger Beschäftigung eine Abfindung von 33.170 
Euro für den Fall des freiwilligen Ausscheidens aus dem Arbeitsverhältnis anbot. Die 
Arbeitnehmerin verlangte aber darüber hinaus eine Aufstockung der Abfindungssumme, 
weil sie die zeitanteilige Kürzung aufgrund von Teilzeitbeschäftigung für unberechtigt 
hielt; zusätzlich begehrte sie die Berücksichtigung der Kindererziehungszeiten wie Voll-
zeittätigkeit. In seiner Begründung weist das Gericht darauf hin, dass Betriebsparteien 
die Höhe von Abfindungszahlungen in einem Sozialplan so regeln dürften, dass Teil-
zeitbeschäftigte davon in dem Umfang profitierten, der ihrem Anteil an der Arbeitszeit 
von Vollzeitbeschäftigten entspreche. Vorliegend sei die Arbeitnehmerin auch durch die 
Kindererziehungszeiten nicht schlechter gestellt, da diese nicht mit der Arbeitszeit Null 
berechnet, sondern rechnerisch neutral behandelt worden seien. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 13. Februar 2007; Az.: 9 AZR 729/05) 
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Freiwilligkeit bei Leistungszulage birgt Risiken 
 
Gewährt ein Arbeitgeber dem Arbeitnehmer mit vorformulierten Vertragsklauseln Leis-
tungszusagen unter Ausschluss jeglichen Rechtsanspruchs, sind diese Klauseln un-
wirksam, da sie den Arbeitnehmer unangemessen benachteiligen. Das hat das Bundes-
arbeitsgericht im Fall eines Altenpflegers entschieden, dem der Arbeitgeber neben ei-
nem Grundgehalt von 1.050 Euro drei freiwillige Zulagen ohne Anerkennung einer 
Rechtspflicht in Höhe von insgesamt 400 Euro mit schriftlichen Mitteilungen zusagte und 
zahlte; später stellte der Arbeitgeber sie ohne Begründung wieder ein. In seiner Begrün-
dung weist das Gericht darauf hin, dass ein vertraglich vereinbarter Ausschluss jegli-
chen Rechtsanspruchs bei einem laufenden Arbeitsentgelt den Arbeitnehmer entgegen 
dem Gebot von Treu und Glauben unangemessen benachteilige. Daher sei er unwirk-
sam (vgl. § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB). Die Möglichkeit der grundlosen Einstellung von zu-
gesagten Zahlungen, noch dazu ohne jede Erklärung, beeinträchtige die Interessen des 
Arbeitnehmers grundlegend. Der Arbeitgeber sei in der Lage, sein anerkennenswertes 
Interesse an einer Flexibilisierung hinreichend durch die Vereinbarung von Widerrufs- 
und Anrechnungsvorbehalten zu verwirklichen. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 25. April 2007; Az.: 5 AZR 627/06) 
 
 
LSG-Richter lehnen Erstattung von Rentenbeiträgen ab 
 
Das Hessische Landessozialgericht in Darmstadt hat festgestellt, dass ein selbstständig 
Tätiger immer dann keinen Anspruch auf die Erstattung von Beiträgen zur gesetzlichen 
Rentenversicherung hat, wenn für ihn die Möglichkeit zur freiwilligen Weiterversicherung 
besteht. 
 
Allerdings kann auf Antrag immer dann die Hälfte der einbezahlten Beiträge erstattet 
werden, wenn zugleich keine Versicherungspflicht und kein Recht auf eine freiwillige 
Versicherung gegeben ist. Außerdem müssen zwischen dem Ausscheiden aus der Ren-
tenversicherung wegen Selbstständigkeit und dem Antrag auf Erstattung der Beiträge 
zwei volle Jahre liegen. 
 
Im vorliegenden Fall hatte ein Selbständiger die Erstattung der Arbeitnehmer- und Ar-
beitgeberbeiträge zur Rentenversicherung beantragt, mit dem Hinweis, dass er seit zwei 
Jahren selbständig und nicht mehr versicherungspflichtig sei. Den Erstattungsbeitrag 
wollte er für eine individuelle Maßnahme zur Altersvorsorge nutzen. Weil im vorliegen-
den Fall das Recht zur freiwilligen Versicherung besteht, verweigerte die Rentenversi-
cherung die Rückerstattung und erhielt vor Gericht Recht. 
 
Die Darmstädter Richter gaben zu verstehen, dass, solange für einen nichtversiche-
rungspflichtig Beschäftigten die Möglichkeit zur freiwilligen Weiterversicherung in der 
Rentenversicherung besteht, eine Beitragserstattung nicht möglich sei. Der Anspruch 
auf Beitragserstattung diene im Gegensatz zum Rentenanspruch nicht der existentiellen 
Sicherung des Einzelnen. Darüber hinaus bleibe die erworbene Rentenanwartschaft 
erhalten. Durch den Wert der gezahlten Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 
bliebe auch der Vorsorgeschutz erhalten, so dass eine Verletzung der Eigentumsgaran-
tie nicht eintreten könne (Urteil vom 19. Juni 2007, Az.: L 2 R 142/07).  
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Nähere Infos: Ralf E. Geiling, Itterstraße 24, 41469 Neuss, Tel.: 02137 / 929070, E-Mail: 
info@gms-infoservice.de. 
 
 
Entgeltumwandlung weiterhin voll staatlich gefördert 
 

Nach Informationen aus dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales soll die Befrei-
ung aus der Sozialversicherung bei der Entgeltumwandlung über den 31. Dezember 
2008 hinaus fortgesetzt werden. Ein entsprechender Gesetzesentwurf ist bereits in Ar-
beit. Die Novelle sieht vor, dass die Befreiung weiterhin für alle Bereiche gelten soll: 
Rentenversicherung, gesetzliche Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung. Das 
neue Gesetz wird voraussichtlich zum Jahresende 2007 Gültigkeit erlangen. 
 
Franz Müntefering (SPD), Bundesminister für Arbeit und Soziales, befürchtete bislang, 
dass der Fortbestand der Sozialversicherungsbefreiung bei arbeitnehmerfinanzierten 
Betriebsrenten zu deutlichem Rückgang der Einnahmen bei den Sozialabgaben und zur 
sozialen Ungerechtigkeit führen wird. Nachdem er noch zu Jahresbeginn einen Verlust 
für die Rentenkassen befürchtete, hat er sich nun eines anderen besonnen. Die Befrei-
ung von der Besteuerung soll ebenso bestehen bleiben, so der parlamentarische 
Staatssekretär im Bundesarbeitministerium, Franz Thönnes (SPD). 
 
Das Statistische Bundesamt hingegen schlägt Alarm: Die gesetzliche Sozialversiche-
rung (Kranken-, Pflege-, Unfall- Arbeitslosen- und Rentenversicherung sowie die Alters-
sicherung für Landwirte) weist allein im ersten Quartal 2007 ein Finanzierungsdefizit in 
Höhe von 3,4 Milliarden Euro auf. Fakt ist: Trotz des Rechtsanspruchs der Arbeitnehmer 
auf Entgeltumwandlung, trotz entsprechender fiskalischer Anreize und gesetzlicher Re-
gelungen – Betriebsrentenzusagen in inhabergeführten Betrieben fristen nach wie vor 
ein Schattendasein. Von 33,4 Millionen Beschäftigten verfügen derzeit 17 Millionen Ar-
beitnehmer über eine Arbeitgeberzusage auf eine Betriebsrentenversorgung. Die Mehr-
zahl dieser Begünstigten sind Beschäftigte in konzerngeprägten Kapitalgesellschaften. 
Sie haben ihren Anspruch auf eine betriebliche Altersvorsorge – meist arbeitgeberfinan-
ziert – bereits vor Gültigkeit der staatlichen Fördermaßnahmen (1. Januar 2002) erwor-
ben.  
 
Nähere Infos: Ralf E. Geiling, Itterstraße 24, 41469 Neuss, Tel.: 02137 / 929070, E-Mail: 
info@gms-infoservice.de. 
 
 
Kein Lohnanspruch von ALG-II-Empfänger gegenüber Betrieb 
 

Wird ein Empfänger von Arbeitslosengeld II (ALG II) im Rahmen einer von der Arbeits-
agentur bewilligten Maßnahme für eine 14-tägige Praxiserprobung in einem Betrieb ein-
gesetzt, entsteht auch bei Zeiten, die über täglich acht Stunden hinausgehen, kein Ver-
gütungsanspruch gegenüber dem Unternehmen. Das hat das Landessozialgericht Hes-
sen im Fall eines ALG-II-Empfängers entschieden, der in einem Metallbetrieb zur Pra-
xiserprobung tätig war und nach eigenen Angaben Überstunden geleistet hatte, für die 
er 900 Euro von dem Betrieb beanspruchte. In seiner Begründung verweist das Gericht  
 
 



6/9 

darauf, dass im Rahmen von durch die Arbeitsagentur bewilligten Maßnahmen (vgl. § 
16 Abs. 2 SGB II) kein Vergütungsanspruch gegenüber dem Betrieb entstehe; das gelte 
auch für Zeiten, die über täglich acht Stunden hinausgingen. Zwischen dem Betrieb und 
dem Arbeitslosen entstehe keine Rechtsbeziehung. Der Arbeitslose habe sich bei ver-
meintlich zu starker Inanspruchnahme nur an die Arbeitsagentur wenden können. Im 
Übrigen gebe es kein Überstundenverbot für Probearbeiter, die Belastbarkeit könne so-
gar gerade Gegenstand der Belastungsprobe sein. 
(Urteil des Landessozialgerichts Hessen vom 2. Februar 2007; Az.: 12 Sa 772/06) 
 
 
Aufklärungspflicht über Unfallversicherung 
 

Schließt ein Arbeitgeber zugunsten seiner Arbeitnehmer eine Unfallversicherung mit 
Direktanspruch ab, ist er verpflichtet, seine Arbeitnehmer darüber aufzuklären; andern-
falls kann er schadensersatzpflichtig sein, wenn der Arbeitnehmer auf Grund der unter-
bliebenen Aufklärung bei der Geltendmachung von Ansprüchen die Fristen versäumt. 
Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall eines Wirtschaftsprüfers / Steuerberaters ent-
schieden, der nach Abschluss einer Gruppenunfallversicherung mit Direktanspruch zu-
gunsten der Versicherten eine Aufklärung der Arbeitnehmer versäumt hatte. Eine Ar-
beitnehmerin, die bei einem Pkw-Unfall 2001 schwere Verletzungen mit der Folge eines 
Pflegefalls wurde, erhielt nachdem sie erst 2003 von der Unfallversicherung Kenntnis 
erlangte, anstatt der Invaliditätsentschädigung von 149.092 Euro nach gerichtlichem 
Vergleich lediglich 80.000 Euro von der Versicherung und forderte die Differenz vom 
Arbeitgeber. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass der Arbeitgeber 
wegen der versäumten Unterrichtung der Arbeitnehmerin die Fristversäumnis bei der 
Geltendmachung von Ansprüchen verschuldet und den dadurch entstandenen Schaden 
zu ersetzen habe. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 26. Juli 2007; Az.: 8 AZR 707/06) 
 
 
Vergünstigungen erschlichen: fristlose Kündigung 
 
Erschleicht ein Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber unberechtigt Vergünstigungen, 
rechtfertigt das eine fristlose Kündigung. Das hat das Arbeitsgericht Frankfurt am Main 
im Falle eines Straßenbahnfahrers entschieden, der eine den Mitarbeitern zustehende 
Ausgleichzahlung für private Stromkosten unberechtigterweise nicht nur für eine Woh-
nung, sondern auch für eine Zweitwohnung beantragt und in Höhe von 960 Euro dar-
aufhin erhalten hatte. Nach Bekanntwerden des Vorfalls kündigte der Arbeitgeber frist-
los. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass das Erschleichen von Leis-
tungen grundsätzlich den Tatbestand des Betruges erfülle. Unerheblich sei, dass die 
manipulierte Abrechnung nicht mit der Hauptleistungspflicht als Schienenbahnfahrer 
zusammenhänge. Ausreichend für die fristlose Kündigung sei die finanzielle Schädigung 
des Arbeitgebers.  
(Urteil des Arbeitsgerichts Frankfurt am Main vom 19. Juli 2007; Az.: 7 Ca 5391/06) 
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Geschäftsführerdienstvertrag löst vorheriges Arbeitsverhältnis auf 
 
Steht ein Arbeitnehmer bei einem Arbeitgeber in einem Beschäftigungsverhältnis und 
schließen die Vertragsparteien später einen Geschäftsführerdienstvertrag ab, wird ver-
mutet, dass das bis dahin bestehende Arbeitsverhältnis mit Beginn des Geschäftsfüh-
rerdienstvertrages einvernehmlich beendet wird. Das hat das Bundesarbeitsgericht im 
Fall einer Steuerberaterin in einer Gesellschaft entschieden, die nach achtmonatiger 
Beschäftigung einen solchen Vertrag abschloss. Als dieser von der Gesellschaft frist-
wahrend gekündigt wurde, machte die Steuerberaterin geltend, das frühere Arbeitsver-
hältnis lebe wieder auf. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass die 
vermutete einvernehmliche Aufhebung des bisherigen Arbeitsverhältnisses durch den 
Abschluss eines Geschäftsführerdienstvertrages ständiger Rechtsprechung folge. Durch 
den schriftlich abgeschlossenen Geschäftsführerdienstvertrag werde auch das Schrift-
formerfordernis (vgl. § 623 BGB) für den Auflösungsvertrag gewahrt. Das Arbeitsver-
hältnis sei damit wirksam beendet worden.  
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 19. Juli 2007; Az.: 6 AZR 774/06) 
 
 
Konkretisierung der Arbeitspflicht 
 

Legen Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Arbeitspflicht und das Weisungsrecht in einem 
Vertrag fest, müssen darin nicht alle möglichen Konkretisierungen der Pflichten und des 
Weisungsrechts ausdrücklich geregelt sein. Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall 
einer Schauspielerin entschieden, die sich gegenüber einem Filmproduzenten in einem 
Darstellervertrag zur Übernahme einer Filmrolle verpflichtet hatte. Nachdem die Regis-
seurin geringfügige Änderungen am Drehbuch vorgenommen hatte, weigerte sich die 
Schauspielerin diese zu akzeptieren und bestand auf der Durchführung der bisherigen 
Drehbuchfassung. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass die Bestim-
mung der vertragsgemäßen Leistung und der Umfang des Weisungsrechts von der Aus-
legung des Darstellervertrages abhänge. Der wesentliche Gehalt der zu erbringenden 
Leistung beinhalte den spezifischen Charakter der Rolle einschließlich des besonderen 
Typs der Rollenfigur. Nach der Vertragsauslegung sei nicht anzunehmen, dass die Rolle 
– von Nebensächlichkeiten abgesehen – unverändert bleibe. Fester Bestandteil seien 
nur der Kern der im Drehbuch beschriebenen Rolle und die Berücksichtigung des Rol-
lenprofils der Schauspielerin. Danach hätte die Schauspielerin der Aufforderung zur  
Übernahme der geänderten Rolle Folge leisten müssen. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 13. Juni 2007; Az.: 5 AZR 564/06) 
 
 
Beteiligung an Schlägerei: Kündigung 
 

Kündigt ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer wegen Beteiligung an einer Schlägerei 
fristlos, stehen noch nicht abgeschlossene staatsanwaltschaftliche Ermittlungen dem 
grundsätzlich nicht entgegen. Eine Aussetzung des Kündigungsschutzprozesses durch 
das Arbeitsgericht ist im Regelfall nicht erforderlich. Das hat das Landesarbeitsgericht 
Rheinland-Pfalz im Fall eines technischen Angestellten entschieden, der auf einer be-
trieblichen Weihnachtsfeier Mitarbeiter beleidigt, bedroht, geschlagen und getreten ha-
ben soll. Das Arbeitsgericht wollte den Kündigungsschutzprozess bis zum Abschluss 
staatsanwaltschaftlicher Ermittlungen aussetzen. In seiner Begründung verweist das 
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Gericht darauf, dass vorliegend der Kündigungssachverhalt nicht so unübersichtlich sei, 
dass das Arbeitsgericht nicht selbst in der Lage sei, eine sichere und zutreffende Ent-
scheidung zu treffen. Es sei nicht ersichtlich, welche besseren Erkenntnismöglichkeiten 
aus dem Strafverfahren für das arbeitsgerichtliche Verfahren nutzbar gemacht werden 
könnten. Im Hinblick auf die besondere Prozessförderungs- und Beschleunigungspflicht 
sei daher das arbeitsgerichtliche Verfahren vorrangig zu betreiben. 
(Beschluss des Landesarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz vom 11. April 2007; Az.: 11 Ta 
88/07) 
 
 
Wie Abfindungsanspruch entsteht 
 

Erhält ein Arbeitnehmer bei der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses ein Abfindungs-
angebot für den Fall, dass er keine Kündigungsschutzklage erhebt, entsteht der Zah-
lungsanspruch erst mit dem Ablauf der Kündigungsfrist und ist damit auch erst danach 
vererbbar. Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall eines Handelsfachpackers im Ver-
sand entschieden, der im Rahmen einer betriebsbedingten Kündigung auf das Angebot 
des Arbeitgebers eingegangen war und in Anbetracht einer in Aussicht gestellte Abfin-
dung von 30.000 Euro (0,5 Monatslöhne pro Beschäftigungsjahr) von einer Kündigungs-
schutzklage absah, dann aber vor Ablauf der Kündigungsfrist verstarb. Die Eltern als 
Erben begehrten darauf hin die Zahlung der Abfindung. In seiner Begründung verweist 
das Gericht darauf, dass der Abfindungsanspruch nicht entstanden sei, weil das Ar-
beitsverhältnis mit dem Tod vorzeitig beendet worden sei und der Abfindungsanspruch 
erst mit dem Ablauf der Kündigungsfrist entstanden wäre. Die Vorschrift (§ 1a KSchG) 
bestimme, dass der Abfindungsanspruch nur unter der Voraussetzung der abgelaufenen 
Kündigungsfrist entstehe. Der Anspruch habe daher nicht mehr entstehen können und 
sei daher auch nicht auf die Erben übergangen. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 1. Mai 2007; Az.: 2 AZR 45/06) 
 
 
Kündigung bei dauernder Arbeitsunfähigkeit 
 

Will ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer wegen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit 
ordentlich kündigen, muss eine negative Prognose hinsichtlich der Dauer der Arbeitsun-
fähigkeit vorliegen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung betrieblicher Interessen 
führt; zusätzlich muss eine Interessenabwägung ergeben, dass dadurch eine billiger-
weise nicht hinnehmbare Belastung des Arbeitgebers entsteht. Das hat das Bundesar-
beitsgericht im Fall eines Schlossers bestätigt, der lange Krankheitszeiten aufwies und 
seine ursprüngliche Tätigkeit nach fachärztlicher Begutachtung nicht mehr ausüben 
konnte. Er begehrte jedoch die Weiterbeschäftigung auf einer höher bewerteten Tätig-
keit als Gruppenleiter. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass zwar bei 
bestehender Umsetzungsmöglichkeit auf eine andere freie Tätigkeit keine erhebliche 
Beeinträchtigung der betrieblichen Interessen vorliege. Allerdings kämen im Rahmen 
der Prüfung anderer Beschäftigungsmöglichkeiten nur solche in Betracht, die gleichwer-
tig oder geringer bewertet seien gegenüber der bisherigen Tätigkeit. Das Kündigungs-
schutzgesetz schütze das Arbeitsverhältnis in seinem Bestand und bisherigen Inhalt, 
gewähre aber keinen Anspruch auf Beförderung. Die Kündigung sei daher rechtmäßig. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 19. April 2007; Az.: 2 AZR 239/06) 
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Formulierung im Arbeitszeugnis nach Aufhebungsvertrag 
 
Wird im Rahmen eines Aufhebungsvertrages zwischen einem Arbeitnehmer und seinem 
Arbeitgeber vereinbart, dass ein wohlwollendes, qualifiziertes Zeugnis auf der Basis ei-
nes bereits erteilten Zwischenzeugnisses erteilt wird, ist der Arbeitgeber verpflichtet, ein 
inhaltsgleiches Endzeugnis zu erteilen; ein Hinweis auf eine zwischenzeitlich widerrufe-
ne Prokura darf dann nicht aufgenommen werden. Das hat das Landesarbeitsgericht 
Niedersachsen im Falle eines Büroleiters eines Inkassounternehmens entschieden, der 
sich gegen das ihm erteilte Zeugnis zur Wehr setzte. In seiner Begründung verweist das 
Gericht darauf, dass der Aufhebungsvertrag die Erteilung eines Zeugnisses auf der Ba-
sis des Zwischenzeugnisses bestimme und daher nicht zur Aufnahme des Widerrufs der 
Prokura berechtige. Ein Anspruch des Arbeitnehmers auf eine bestimmte Verhaltensbe-
urteilung bestehe dagegen nicht. Aufgrund der Vereinbarung im Aufhebungsvertrag ste-
he die Formulierung des Endzeugnisses nicht mehr im pflichtgemäßen Ermessen des 
Arbeitgebers, sondern es sollte ein Anspruch auf die im Zwischenzeugnis verwandten 
Formulierungen mit der darin bereits enthaltenen Leistungsbewertung begründet wer-
den. Danach sei ein inhaltsgleiches Zeugnis zu erteilen und der Beendigungsgrund an-
zupassen. Dann bestehe auch kein Anspruch auf eine über das Zwischenzeugnis hi-
nausgehende Verhaltensbeurteilung. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 13. März 2007; Az.: 9 Sa 
1835/06) 
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